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Abkiirzungsverzeichnis

UVEK Eidgendssisches Departement fur Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

AuG Bundesgesetz Uber die Auslanderinnen und Ausléander

Opération Regularisierung von mehreren hundert Arbeitnehmerinnen und

Papyrus Arbeitnehmern im illegalen Aufenthalt durch den Kanton Genf. Die im
Februar 2017 gestartete Operation endete im Dezember 2018.

DETEC Département fédéral de I'environnement, des transports, de I'énergie et
de la communication

LEtr Loi fédérale sur les étrangers

Opération Régularisation par le canton de Geneve de plusieurs centaines de

Papyrus personnes travailleuses en situation de séjour illégal. Lancée en février

2017, I'opération a pris fin en décembre 2018.
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Strafrecht

Als zentrales Problem bei der Kriminalitatsbekampfung identifizierte die FDP-Fraktion
die lange Dauer der Strafverfahren. Der grosse Zeitabstand zwischen Tat und Strafe
gebe den Tatern ein Gefuhl der Straflosigkeit, wahrend die Polizei und die
Staatsanwaltschaft verbittert und frustriert und die Bevodlkerung verunsichert
zurlckblieben. Mit einem Postulat forderte die FDP daher vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, welche Massnahmen die Kantone zur Beschleunigung der
Strafverfahren umgesetzt haben. Hintergrund des Vorstosses war die Stellungnahme
des Bundesrates zum Postulat 12.4076 (,Besonderes gerichtliches Verfahren zur
Bekdmpfung der Kleinkriminalitat®), in der der Bundesrat zu Bedenken gab, dass eine
Verfahrensbeschleunigung nicht durch das Errichten von Schnellgerichten zu erzielen
sei, sondern dass dafur vielmehr die Kantone durch die Organisation ihrer
Strafrechtspflege sowie durch den Gebrauch des Strafbefehlsverfahrens und des
abgekirzten Verfahrens verantwortlich seien. Aus einem interkantonalen Vergleich soll
nun hervorgehen, wie sich der Umfang der Ressourcen fur die Strafrechtspflege sowie
die organisatorischen Vorkehrungen entwickelt haben und welche Massnahmen als
~Best Practices™ angesehen werden kénnen. Bundesratin Sommaruga zeigte sich im
Nationalrat skeptisch, ob es wirklich die Aufgabe des Bundes sei, ,padagogisch auf die
Kantone einzuwirken, indem er sie miteinander vergleicht." Dennoch Uberwies die
grosse Kammer im Mai 2017 das Postulat mit 105 zu 80 Stimmen bei einer Enthaltung. '

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Der traditionelle Sommerausflug - im Volksmund Bundesratsschulreise genannt -
fUhrte die Regierung Anfang Juli 2015 zunachst in einen der beiden Heimatkantone der
aktuellen Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga; in den Kanton Bern. Zusammen mit
der Bundeskanzlerin wanderten die Regierungsmitglieder von Rueggisberg nach
Riggisberg, wo sie in einem Asyl-Durchgangszentrum ein Mittagessen einnahmen, das
aus unterschiedlichen Speisen aus den Heimatlandern der dort beherbergten
Asylsuchenden bestand. Den Nachmittag verbrachte die Landesregierung in Biel-
Bienne, wo ein Apéro mit der Bevolkerung auf dem Programm stand. Mit der
anschliessenden Reise ins Tessin - dem zweiten Heimatkanton von Simonetta
Sommaruga - sollte dem Sudkanton die Referenz erwiesen werden. Dieser hatte im
Rahmen der Abstimmung zur Masseneinwanderungsinitiative, aber auch bei der
Diskussion um die Aufstockung der Anzahl Bundesrate mehrmals verlauten lassen, sich
von Bundesbern vernachlassigt zu flhlen. Dort besichtigte die Landesregierung am
zweiten Tag ihrer Reise das Naturschutzgebiet "Bolle di Magadino", um am Abend auf
der Piazza Governo in Bellinzona mit der Bevélkerung eine Risottata zu geniessen. 2

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.12.2018
MARLENE GERBER

Raumplanung

Der Abstimmungskampf zur Zersiedelungsinitiative startete relativ spat und verlief
generell eher flau. Mitte Dezember prasentierte das gegnerische Komitee erstmals
seine Argumente fir ein Nein, danach blieb es bis Ende Jahr still um das Volksanliegen,
das der Schweizer Bevdlkerung am 10. Februar 2019 zur Abstimmung unterbreitet
wurde. Gemass Nein-Komitee sei die Initiative «uberflissig und unnitz», wie man bald
darauf auch auf Abstimmungsplakaten lesen konnte. Sie schade der Wirtschaft und mit
der ersten Teilrevision des Raumplanungsgesetzes (RPG) werde dem Anliegen bereits
ausreichend Rechnung getragen. Die Forderung nach Einfrieren der Bauzonen sei zu
starr und befeuere den Raumplanungswettbewerb zwischen den Kantonen. Auf der
anderen Seite weibelten die BeflUrworterinnen und Beflrworter mit eindrucklichen
Zahlen zur fortschreitenden Uberbauung fiir ihr Anliegen. Jeden Tag werde eine
Griunflache in der Grésse von acht Fussballfeldern verbaut, was einem Quadratmeter
pro Sekunde entspreche. Die Initianten wehrten sich gegen das Argument, die
vorgeschlagene Regelung sei zu starr; es sei durchaus moglich, neue Bauzonen
einzuzonen, sofern andernorts eine Flache derselben Grdsse ausgezont wurde.
Aufgrund der Tatsache, dass die Raumplanung in erster Linie Sache der Gemeinden und
Kantone ist, erachteten die Gegnerinnen und Gegner dies jedoch nicht als praktikable
Lésung.

Generell stiessen die (jungen) Grinen mit ihrer Initiative nicht auf Ubermaéssige
Unterstitzung. Mit der Stiftung Landschaftsschutz Schweiz beschloss eine Urheberin
der Landschaftsinitiative, die bereits eine Einschrankung der Zersiedelung gefordert
hatte und aufgrund der Annahme der ersten Teilrevision des Raumplanungsgesetzes
schliesslich  zurlickgezogen worden war, Stimmfreigabe. Die Forderung nach
Beschrénkung der Bautatigkeit teile man zwar, erachte jedoch den strikten Plafond als
nicht zielfihrend. Es sei wahrscheinlich, dass die Zersiedelung im landlichen Raum, wo
die Uberdimensionierten Bauzonen mehrheitlich liegen, gar fortschreite. Daruber
hinaus sei man mit der ersten RPG-Teilrevision zufrieden und wolle durch eine
Plafonierung der Bauzonen nicht deren Redimensionierung gefahrden. Zu Letzterem
waren Kantone mit speziell Gberdimensionierten Bauzonen im Rahmen der ersten RPG-
Teilrevision aufgefordert worden. Ein éhnlicher Tenor war von der GLP zu vernehmen,
die gar die Nein-Parole ausgab. Es sei abzuwarten, wie die erste RPG-Teilrevision
umgesetzt werde und inwiefern in der zweiten Teilrevision das Bauen ausserhalb der
Bauzonen eingeschrankt werde. Nicht zuletzt wiesen auch der fog-
Abstimmungsmonitor und die APS-Inserateanalyse eine eher negative Medienresonanz
sowie eine sehr einseitige, beinahe ausschliesslich vom gegnerischen Lager dominierte
Inseratekampagne in den Printmedien nach, was das Bild der ungleich langen Spiesse
im Abstimmungskampf verdeutlichte.

Dennoch &usserten verschiedene Akteure in den Medien auch Versténdnis fur das
Anliegen und sogar die Gegnerschaft ging einig, dass der Kulturlandverlust gebremst
werden musse. Die bestehenden Bauzonen béten durchaus noch Platz fur eine grosse
Zahl neuer Bewohnerinnen und Bewohner, auch sei das Verdichtungspotenzial noch
nicht ausgeschopft, wurden verschiedene Studien in den Medien zitiert. Ein klares Ja
fassten darlUber hinaus die SP-Delegierten, obwohl sich eine nicht vernachlassigbare
Minderheit ihrer Fraktion in den Raten enthalten hatte. Die SP zeigte sich jedoch im
Abstimmungskampf in den Medien wenig présent. Auch der Verband Pro Natura,
ebenfalls Urheber der Landschaftsinitiative, gab die Ja-Parole heraus. Support erhielt
die Initiative Ende Januar auch von den Architekten Mario Botta und Benedikt Loderer,
sowie von einem Kollektiv aus weiteren, im Bereich Architektur und Raumplanung
tatigen Personen. Auch die Kleinbauernvereinigung unterstitzte, im Gegensatz zum
Schweizerischen Bauernverband, das Volksanliegen.

In ersten, gegen Ende Dezember und in der ersten Januarhalfte durchgeflhrten
Umfragen erhielt die Initiative noch Wohlwollen bei einer knappen Mehrheit der
Befragten. In der dritten Umfragewelle, die Ende Januar publiziert wurde, hatte das
Volksbegehren dann aber deutlich an Zuspruch eingebusst. Die Medien schrieben dies
dem Verdienst der neuen UVEK-Vorsteherin Simonetta Sommaruga zu. lhr sei es mit
diversen Auftritten gelungen, die Bevolkerung davon zu Uberzeugen, dass mit dem
revidierten Raumplanungsgesetz bereits ein griffiges Instrument zur Eindémmung der
Zersiedelung vorliege. Gemass Autoren der Tamedia-Umfrage werde die Bundesratin als
glaubwdirdig eingestuft. Vor ihrer Zeit als Bundesratin war Sommaruga darlber hinaus
Teil des Initiativkomitees der Landschaftsinitiative gewesen. Das Initiativkomitee der
Zersiedelungsinitiative zeigte sich in Bezug auf die eigene Initiative nicht glicklich tUber
die kirzlich erfolgte Departementsrochade. Mit Bundesratin Sommaruga habe man eine
starke Gegnerin im Abstimmungskampf. Darlber hinaus helfe es der Initiative nicht,
dass sie von einer linken Bundesratin bekampft werde. °
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MOTION
DATUM: 20.09.2018
SOPHIE GUIGNARD

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Migrationspolitik

Alarmé par I'opération papyrus de Genéve, le groupe UDC, représenté par la députée
Amaudruz a lancé sa motion «autorisations de séjour accordées aux clandestins. La
pratique genevoise doit étre suspendue». L'article 30 de la LEtr, qui permet de
déroger aux conditions d'admission, notamment dans des cas individuels d'extréme
gravité ou de risque d'exploitation dans I'exercice d'une activité lucrative, a selon
I'Union du Centre été interprété de maniere trop libérale par les autorités genevoises.
Elle demande donc la suspension immédiate du projet papyrus et que cette pratique ne
soit pas appliquée dans d'autres cantons, au moins jusqu'a ce que le Parlement
examine l'initiative parlementaire «la clandestinité n'est pas un cas de rigueur», sur la
méme thématique.

La conseillere fédérale Sommaruga a défendu le projet papyrus, soulignant qu'il a
permis de régulariser pres de 500 enfants et a eu pour conséquence une augmentation
des inscriptions et donc des cotisations aux assurances sociales. Elle a en outre rappelé
que le projet était limité a la fin de I'année 2018 et qu'il était de surcroit impossible
pour le Conseil fédéral d'interrompre un projet cantonal. Les députées et députés ont
penché de son co6té, puisque la motion a été rejetée par tous les partis (125 voix, deux
abstentions PLR). Les 62 voix UDC n'ont pas été suffisantes. *

1) AB NR, 2017, S. 659 f.

2) Medienmitteilung BR vom 2.7.2015 ; Medienmitteilung BR vom 3.7.2015 ; Blick, 3.7.15; Lib, SGT, 4.7.15

3) Heidelberger et al. (2019). APS-Inserateanalyse zur Abstimmung vom 10.2.19; fég Abstimmungsmonitor Februar 2019; TA,
12.12.18; Baz, TA, 5.1.19; TA, 9.1.19; NZZ,10.1., 15.1.19; AZ, TZ, 17.1.19; SGT, 22.1.19; APZ, BaZ, TA, 23.1.19; So-Bli, 27.1.19; LT, TA,
TG, 30.1.19; SGT, 31.1.19; NZZ, 2.2., 9.2.19

4) BO CN, 2018, p. 1507 s.
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